
Erklärung über regelmäßige Aufwendungen 

Name: 

Geburtsdatum: 

In Ergänzung meines Antrags auf Erteilung des Aufenthaltstitels erkläre ich, dass ich 

folgende regelmäßige Aufwendungen (regular expenses) im In- und Ausland habe 

(Zutreffendes bitte ankreuzen und wenn möglich geeignete Nachweise beilegen): 

o Kreditbelastungen/Ratenzahlungen   …………€ monatlich/monthly 

(loan, instalment) 

 

o Pfändungen/Exekutionen    …………€ monatlich/monthly 

(seizure) 

 

o Unterhaltszahlungen     …………€ monatlich/monthly 

(alimony payment) 

§ 11 (5) NAG: 

Der Aufenthalt eines Fremden führt zu keiner finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft (Abs. 2 Z 4), 

wenn der Fremde feste und regelmäßige eigene Einkünfte hat, die ihm eine Lebensführung ohne 

Inanspruchnahme von Sozialhilfeleistungen der Gebietskörperschaften ermöglichen und der Höhe nach 

den Richtsätzen des § 293 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, 

entsprechen. Feste und regelmäßige eigene Einkünfte werden durch regelmäßige Aufwendungen 

geschmälert, insbesondere durch Mietbelastungen, Kreditbelastungen, Pfändungen und 

Unterhaltszahlungen an Dritte nicht im gemeinsamen Haushalt lebende Personen.[…] 

 

§ 69. AVG (1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Bescheid abgeschlossenen 

Verfahrens ist stattzugeben, wenn ein Rechtsmittel gegen den Bescheid nicht oder nicht mehr zulässig ist 

und: 

1. der Bescheid durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare 

Handlung herbeigeführt oder sonstwie erschlichen worden ist oder 

2. neue Tatsachen oder Beweismittel hervorkommen, die im Verfahren ohne Verschulden der Partei nicht 

geltend gemacht werden konnten und allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des 

Verfahrens voraussichtlich einen im Hauptinhalt des Spruches anders lautenden Bescheid herbeigeführt 

hätten, oder 

3. der Bescheid gemäß § 38 von Vorfragen abhängig war und nachträglich über eine solche Vorfrage von 

der zuständigen Verwaltungsbehörde bzw. vom zuständigen Gericht in wesentlichen Punkten anders 

entschieden wurde; 

4. nachträglich ein Bescheid oder eine gerichtliche Entscheidung bekannt wird, der bzw. die einer 

Aufhebung oder Abänderung auf Antrag einer Partei nicht unterliegt und die im Verfahren die Einwendung 

der entschiedenen Sache begründet hätte. 

 

§ 120 (2) FPG Wer als Fremder 

1. in einem Verfahren zur Erteilung eines Einreisetitels, eines Aufenthaltstitels oder einer Dokumentation 

vor der zur Ausstellung eines solchen Titels berufenen Behörde oder im Rahmen der Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit der Einreise oder des Aufenthalts gegenüber Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 

wissentlich falsche Angaben macht, um sich einen, wenn auch nur vorübergehenden, rechtmäßigen 

Aufenthalt im Bundesgebiet zu erschleichen, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe 

von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu 

bestrafen. 

 

 

____________________ 

Datum, Unterschrift (date, signature) 


